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EGÖD-Exekutivausschuss 9. – 10. November 2009 
Erklärung zur anhaltenden Wirtschafts- und Finanzkr ise 

 
 

Der EGÖD-Exekutivausschuss hat die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf den 
öffentlichen Dienst und auf die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes seit der letzten Sitzung 
auf dem EGÖD-Kongress im Juni erörtert. Es gibt zwar einige positive Zeichen wie ein erneut 
einsetzendes Wachstum im Ländern wie Frankreich und Deutschland, trotzdem wäre es 
verfrüht, jetzt das Ende der Krise zu verkünden. Leider wird in der Herbstprognose der 
Europäischen Union genau dieser Fehler gemacht.  

Diese Aussagen der Kommission beinhalten erhebliche Risiken und beschwören die reale 
Gefahr herauf, dass Länder ihre bisherigen Strategien ändern und Initiativen zur Stimulierung 
des Wirtschaftswachstums beenden. Kombiniert mit der Tatsache, dass sich mehrere 
europäische Länder (teilweise aufgrund der Vorgaben des Internationalen Währungsfonds) zu 
keinem Zeitpunkt zu einer expansiven Fiskalpolitik entschlossen haben, sondern öffentliche 
Ausgaben gekürzt haben, ergibt sich daraus eine Gemengelage, die den Wiederaufschwung in 
die Knie zwingt, bevor er richtig begonnen hat. 

In seiner Antwort auf die Herbstprognose der Europäischen Kommission hat der EGB auf die 
besorgniserregende Dimension des derzeitigen Wirtschaftabschwungs in der europäischen 
Wirtschaft hingewiesen, deren Wachstumsraten um 7% hinter den Normalwerten zurückliegen. 
Der EGB warnt ebenfalls davor, dass die Zeichen wirtschaftlicher Erholung auf zeitlich 
begrenzte Faktoren zurückzuführen sind, während die eigentlichen Ursachen der Rezession 
eher permanenter Art sind. Die Wurzel des Übels waren die durch Spekulationen angetriebenen 
Höhenflüge der Immobilenpreise in vielen Teilen der Welt. Als diese Blase geplatzt ist, hinterließ 
sie einen Schuldenberg, den die Privatwirtschaft abzubauen versucht mit einer daraus 
folgenden Dämpfung der Nachfrage. Der öffentliche Sektor muss als umso mehr mit 
entsprechenden unterstützenden Maßnahmen dafür sorgen, Wachstumsimpulse zu setzen. 

Die EGÖD-Kongressentschließung zur Krise hat darauf hingewiesen, dass der öffentliche 
Sektor im Hinblick auf die wirtschaftliche Erholung eine zentrale Rolle spielt aufgrund der 
weiterhin bestehenden Aufgabe, in öffentliche Dienste und Infrastrukturen investieren zu 
müssen. Öffentliche Dienste haben die wichtige Funktion, die Menschen vor den schlimmsten 
Auswirkungen der Rezession zu schützen, und trotz der ersten Anzeichen für neues Wachstum 
lassen die Prognosen keinen Zweifel daran, dass die Arbeitslosigkeit in den kommenden 
Monaten zunehmen wird und dass anstelle von Kürzungen der öffentlichen Ausgaben in der 
nächsten Zeit eher stärkere unterstützende Maßnahmen erforderlich sein werden. Anstelle von 
Lohnkürzungen und Nullrunden müssen die Reallöhne aufrechterhalten und verbessert werden, 
um im Rahmen der Strategien zur Wiederbelebung der europäischen Wirtschaft mehr 
Nachfrage zu schaffen. 
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Die Erklärung des ständigen EGÖD-Ausschusses für nationale und europäische Verwaltung 
vom 15. Oktober hat sich klar zu dieser Thematik geäußert: „Kürzungen der Löhne im 
öffentlichen Sektor sind nicht die Lösung der Krise. Es wurde vielmehr nachgewiesen, dass 
Länder mit geringen öffentlichen Investitionen und einem hohen Ausmaß an Deregulierung 
am härtesten von der Krise getroffen werden.“ Diese Erkenntnis muss unüberhörbar und 
unmissverständliche publik gemacht werden, nicht nur adressiert an die einzelstaatlichen 
Regierungen, sondern auch an den Internationalen Währungsfonds, dessen Interventionen 
in mehreren Ländern in Mittel- und Osteuropa, oftmals in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Kommission, zu Streichungen öffentlicher Ausgaben sowie Kürzungen der 
Löhne und zu Arbeitsplatzverlusten im öffentlichen Sektor geführt haben. Der EGÖD lehnt 
Exit-Strategien ab, die zu Lasten der Beschäftigten im öffentlichen  Dienst sowie anderer 
ArbeitnehmerInnen und BürgerInnen gehen. 

Es geht jedoch nicht nur darum, eine W-förmige Rezession zu vermeiden. Der EGÖD weist 
nochmals darauf hin, dass es keine Rückkehr zum „business as usual“ geben kann. Es 
muss  die Verpflichtung geben, nicht nur die europäische Wirtschaft wieder aufzubauen und 
zu reformieren, sondern es muss sich auch die Erkenntnis durchsetzen, dass damit als 
zentrale Forderung die Stärkung des sozialen Europas im Rahmen einer koordinierten 
Politik verbunden ist, die Themen wie Umverteilung und Nachhaltigkeit anspricht.  

Der EGÖD nimmt das Kommuniqué der Konferenz der Finanzminister der G20-Länder vom 
7. November zur Kenntnis mit der Aussage, dass „die Erholung der Volkswirtschaften 
ungleich verteilt ist und weiterhin von der politischen Unterstützung abhängt. Die hohe 
Arbeitslosigkeit gibt weiterhin Anlass zur Soge.“ Der EGÖD fordert die Regierungen der 
G20-Länder und der Europäischen Union insbesonders auf, folgende Verpflichtung 
einzugehen: „Zur Gesundung der globalen Wirtschaft und des Finanzsystems kommen wir 
überein, die zur Erholung erforderlichen unterstützenden Maßnahmen beizubehalten, bis 
dieses Ziel erreicht ist.“  

Der EGÖD unterstützt deshalb die Forderung des EGB, dass die politischen 
EntscheiderInnen in Europa ihre Initiativen koordinieren und mit entsprechenden Steuer- 
und Finanzpaketen weiterhin die Wirtschaft stimulieren und der Versuchung widerstehen, 
dieses Ziel mit ungeordneten Exit-Strategien zu gefährden.  

Der EGÖD warnt Regierungen mit allem Nachdruck davor, in Kürzungen von Löhnen und 
Renten der Beschäftigten im öffentlichen Dienst sowie in einer Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen und im Abbau von Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor den Königsweg 
aus der Krise zu sehen. Die Rezession hat zur Folge, dass BürgerInnen und 
ArbeitnehmerInnen allgemein einen noch höheren Bedarf an hochwertigen öffentlichen 
Diensten haben, als dies in weniger krisenbestimmten Zeiten bereits der Fall ist.  


